Das Kinderbildungsgesetz und seine Folgen

Im August 2008 tritt das Kinderbildungsgesetz des Landes NRW, kurz KiBiz genannt in Kraft.

Eltern, Erzieher und Sozialpolitiker gingen nach der Veröffentlichung des Gesetzesentwurfs auf die Strassen NRWs und versuchten mit ihrem Protest, die Umsetzung zu verhindern. Leider ohne Erfolg!

Der Bürener Stadtelternrat rief ebenfalls zu Kundgebungen und Lichtermärschen auf. Der Bürgermeister der Stadt Büren, Wolfgang Runge, ignorierte diese Proteste. Damit nicht genug: Er verbot zudem den Angestellten der städtischen Kindertageseinrichtungen, an den Veranstaltungen teilzunehmen.

Stattdessen hockt er mit den Bürgermeistern des Kreises Paderborn zusammen und veranlasst, gemeinsam mit dem Landrat Müller, eine 7%ige Steigerung der Elternbeiträge für die Kindertageseinrichtungen des Kreises Paderborn.
Erzieherinnen und Erzieher bangen um ihren Arbeitsplatz, Eltern um die Bezahlbarkeit des Kindergartenbesuchs ihrer Sprösslinge.

Hier die wichtigsten Veränderungen:
· Die Eltern müssen die Betreuungszeit ihrer Kinder bereits Monate vor Beginn des Kindergartenjahres buchen und sind damit für ein ganzes Jahr gebunden. Gebucht werden können Betreuungszeiten von 25, 35 oder 45 Stunden pro Woche.
· Das Buchungsverhalten der Eltern beeinflusst die Finanzierung und den Personalschlüssel der jeweiligen Kindertageseinrichtung.

· Die Elterbeiträge steigen.

Fazit:

Es wurde ein Gesetz konstruiert, dass den Eltern eine flexiblere und individuellere Betreuung ihrer Kinder nur vorgaukelt.

Das Personal der Kindertageseinrichtungen muss nun jedes Jahr aufs Neue bangen, ob sich an seinem Beschäftigungsverhältnis etwas ändert oder nicht.

Durch kürzere Betreuungszeiten ist eine individuelle Förderung der Kinder nicht mehr möglich.

Zudem wird der Aufgabenbereich der Erzieherinnen und Erzieher umfangreicher.

Vorbereitungs- und Nachbereitungszeiten des pädagogischen Personals werden aber kürzer.

Ob es sich aufgrund der knapper werdenden Zeit eine Einrichtung leisten kann, Praktikanten/innen - also die Erzieher/innen von morgen – auszubilden, ist fraglich.

Die Folgen dieses Gesetzes werden ab Sommer Spuren bei der Arbeit der Kindertageseinrichtungen und den zu betreuenden Kindern hinterlassen.

Wir, die SPD in Büren, meint, KiBiz ist nicht nur „Mumpitz“ sondern familienunfreundlich und arbeitspolitisch unsozial.
